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WIENERGEMEINDERAT
als

LANDTAG
SitzungvomMittwoch,den21 .März1928
PräsidentZimmerleröffnetumvierUhrdieSitzung ,Vor

Eingehenin dieTagesordnungmachtPräsidentZimmerldemHausfol-¬
gendeMitteilung :

InderSitzungvom22 ,Dezember1927hatderGemeinderat
als Landtagein Gesetzbetreffend die EinhebungeinesZuschlages
zu den Immobiliargebühren und zum Gebührenäquivalent durch die

BundeshauptstadtWienbeschlossen .DiesesGesetzist inAusführung
zu den Bundesgesetzvom17 .Dezember1927 erlassen worden .DasBun
desgesetz hat die Wertstufen ,nach denen die Immobiliargebühren zu

bemessensind ,auf das Doppelteerhöht unddenfünfzigprozentigen
Zuschlag ,den der Bundim Falle der UebertragungbeweglicherSa
chen durch entgeltliche Rechtsgeschäfte unter Lebendeneingehoben
hat,entfallenlassenDasLandWienhatte zu diesem ,vomBundeein¬
gehobenenGebühreneinenfünfzigprozentigenZuschlageingehoben.
DieVerminderungderErträgnissedesLandesWienwurdendurchEr-¬
höhungdesLandeszuschlagesauf77Prozentausgeglichen.

in derAnnahme ,dassdiesesBundesgesetzfrühestensam1 .
Jänner1928publiziertwerdenwird ,ist auchderWirksamkeits.
beginn des Landesgesetzesmit dem1 .Jänner 1928festgesetzt worden
DasBundesgesetzwurdejedochbereitsam24 .Dezember1927ver-¬
lautbart und ist ,weil im Gesetzeselbst über denWirksamkeitsbegim
nichtsnäheresgesagtist,am25 .Dezember1927in Kraftgetreten.

Als Folge der Verschiedenheitder Wirksamkeitsbeginneder

beidenGesetzeist ,abgesehenvoneinergewissenRechtsunsicherheit
bei Uebertragungen von Realitäten durch entgeltliche Rechtsge¬

schäfteunterLebendenin derZeitzwischendem25 .und31 .Dezember
1927,einenichtbeabsichtigteGebührenerleichterungunddamiteine
Einnahmenverminderung für Wieneingetreten .

Der Gemeinderatals Landtaghat daher mit demBeschlussvom
20 .Jänner 1928 den Wirksamkeitsgeginn des Gesetzes vom 22 .Dezember

1927abgeändertundbeschlossen ,dassdiesesGesetzgleichzeitig
mitdemBundesgesetzvom17 .Dezember1927,alsomit25 .Dezember
1927,inKrafttritt .

Gegendiesen Beschluss hat das Bundesministeriumfür Finan - ¬

zenimSinnedes§7,Absatz7desFinanzverfassungsgesetzesEinwen¬
dungenerhoben,diedamitbegründetwurden,dassdieRückwirkung
verfügteAenderungdesWirksamkeitsbeginnesfürdieErhöhungdes
Zuschlagesin erworbeneRechteeingreife , indemUebertragungs¬
geschäfte,beiderenZustandekommenmitdemBestanddesSoprozenti¬
genZuschlagsatzesgerechnetwerdenkonnte„nachträglicheinerer - ¬

höhtenSteuerbelastungunterworfenwürden.
DadieEinwendungeninnerhalbderim§7,Absatz7desFinanz-¬

verfassungsgesetzesnormiertenFristvondøeiWochenerhobenworden
sind,besteht der nunmehr formell aus denselben Gründenerhobene

Einspruchverfassungsmässigzu Rechtund der Gesetzesbeschlussdarf
nicht kundgemachtwerden.

EswirdsodannderGesetzentwurfwomitdieVerfassungder
BundeshauptstadtWiengeändertin Verhandlunggezogen.

durch
Berichterstatter Dr .Dannebergverweist zunächst darauf ,dass /

die Verfassungsänderung ,diedieGemeindeWienin denJahren1919
und1920vorgenommenhatdieMachtveränderungenzuPapiergebracht
wordensind ,diesichimHerbstdesJahres1918undimJahre1919
in Oesterreich und Wienvollzogen haben .Vor allem wurde damalsdas

direkte
allgemeine ,gleicheund WahlrechtfürdieMännerundFrauen
gegeüberdemfrüherenbestandenenPrivilegian-undKurienwahlrecht
festgelegt ,dieDemokratisierungderVerwaltungwurdeinganzanderer
Formvollzogen als sie früher bestanden hat .Währendfrüher nachder

VerfassungderBürgermeisterderAllmächtigeinderGemeindewar,
demdieganzeVermtungderStadtuntergeordnetwarwurde ,nachder
neuenVerfassungihmdieamtsführendenStadträtemiteinerministeris
lenBefugniszurSeitegestellt .AndieStelledesaltenStadtrates
tratenentsprechendden8VerwaltungsgruppendieachtGemeinderats-¬
ausschüsse,wpdurchjedemGemeinderatdieMöglichkeitgegebenwurde,
aufeinenbestimmtenGebietederGemeindeverwaltungmittätigzu
sein .DieRechtederMinderheitwurdenin derVerfassungdurchden
Proporzverankert ,der in der WienerVerfassungin allenEinzelheiten
vielstärkerdurchgeführtist als anderwärts.UnabhängigvomMagistrat
wurdeeinKontrollamteingeführtundschliesslichwurdezwischender
HoheitsverwaltungdenBetriebenundUnternehmungenderGemeindeunter-¬
schieden.AuchdieSchaffungeinesselbstständigenLandesWienhat
inderVerfassungihrenAusdruckfindenmüssen.DieseletztereFrage
ist auchjetztwiederGegenstandderDüskussiongewesen,Heutewäre
esvollkommenunmöglich ,dassWienundNiederösterreichzusammenein
Landbildenwürden.EsmüsstensichdannpolitischeZuständeergeben

die für keinender beiden Teile erträglich wären .DerGegensatz

zwischenderHauptstadtdesLandesunddemLandeselbstist .
in allen Ländernvielleicht mit AusnahmevonVorarlbergzukonsta
tieren undzwarselbdt dort ,wodie Majorität des Landtagesmit
der Majorität der Hauptstadtparteimässig übereinstimmt .Dasist
auchbegreiflich ,da seit der neuen : nanzverfassungderStreit
zwischendemBund ,dønLändernundderG,meindenieverstummen
kann .Dieser Gegensatz müsste in einer Grosstadt wie es Wienist ,

undeinemLandeNiederösterreichnaturgemässnochvielgrösser
sein ,als irgendwo anders ,Abgesehandavon ,dass ein Land Wienund

Niederösterreichgrösserwäreals die anderen7 Länderzusammen-¬

genommen,müsstenunausgesetztdieschwerstenKonflikteentste¬
hen ,wenndieGrosstadtWienvoneinemLandeabhängigwäre
in welchemnicht die VertreterWiens ,sonderndie Vertreterder
Bauernüber die Grosstadtzu entscheidenhabenundebensouner-¬

träglichwirdenesdieVertreterderBauernempfinden,wennin
diesemLandtagüberihreInteressendieVertretervonWiendas
entscheideneWortzusprechenhätten. WieunerträglichdieZu-¬
stände in einemsolchenLandtagwärenergibt sich namentlichwenn
manbedenkt ,wiedieser LandtagWienundNiederösterreichheute
zusammengesetztwäre .Zuden60niederösterreichischenAbgeordneta
würdennachdemBevölkerungsschlüssel76WienerAbgeordnetedazu
kommenundwennmandas Stimmenverhältnisvom24 .April desvori -¬
gen Jahre zugrundelegt ergäbe sich ,dass genau die Hälfteder

Pandtagsabgeordnetennämlich68Sozialdemokratenwären ,67wären
MitgliderderEinheitälisteundeinereinLandbündlerWennein
solcher Landtag tatsächlich bestanden hätte ,so ist es klar ,dass
er in denletzten Jahrendurchdie Machtder politischenTatsachen
gesprengtwordenwäre,dadasVerhältnisfür beideSeitenunerträg-



ZweiterBogenlichgewesenwäre,ImUebrigenmmfestgestelltwerden,dasssei¬
nefzeitdieTrennungvonWienundNiederödterreichnichtnurstwa
einseitigvondenSozialdemokraten,sondernebensostark vonden
bäuerlichenVertreternausNiederösterreichgewünschtwordenist .
WasdienunvorgeschlageneVerfassungsänderungbetrifft ,handelt
essichhierumeinøjenergründlichenReformen,diebeieinen
sosehrinsDetailgehendenGemeindestatutvonZeitzuZeitnot-¬
wendigwerden.DabeihandeltessichkeineswegsumdieAufwerfung
irgendwelcherMachtfragen.DieVorlagebezwecktvielmehrzunächst
dieAnpassungderWienerGemeindeverfassungandieBestimmungen
derBundesverfassungvomJahre1925 .Ueberflüssigeundveraltet
gewordeneBestimmungenwurdenbeseitigt .Weitersergibtsichdie
NotwendigkeitvonAbänderungenausderTatsache,dassdieZahlder
GemeinderatsmandateimJahre1923von165aus120verringertworder
ist .DiewichtigerenBestimmungenderVorlagebetreffenAehderungen
technischerNatur.DieVerfassungderJahre1919und1920hat
nämlichdieEinflussnahmedergewähltenKörperschaftenaufdiema¬
gistratischeVerwaltungganzandersangeordnetalsesvordemKriege
war,sodassderGangderVerwaltungvielschleppendergeworden
ist ,VordemKriegehatesnurdenStadtratundGemeinderatgegeben
währendeeheute8Gemeinderatsausschüssegibt ,denensogardie
GenaralkompetnazzukommtDieseganzeKonstruktionerforderteeine
dreifacheBeratungallerGegenstände,diebiszumGemeinderatkom-¬
men,wasnichtzurVereinfachungderVerwaltungbeiträgt,aberdem
Gesetzder Demokratieentspricht .Eswardazuüberprüfen ,in .

weiweitdieVerwaltungvonüberflüssigenFormalitätenbefreitwer-¬denkonnte,ohnedassderGemeinderatinseinerKompetenzbeein¬
trächtigtwird.Dr .DannebergbesprichtsodanndieBestimmungender
VorlageimEinzelnenundwendetsichvorallemgegendieinder

durchOeffentlichkeitvielfachvertreteneAnschauung,dassdieVerfas¬
sungsänderungdieRechtedesGemeinderatszugunstenirgendeiner
BürgermeisterundStadtratsdiktatureingeschränktwerdensollen.Ganz

derImGegenteilstellt dieVerfassungeineErweiterungRechte
desGemeinderatesdar .SowerdendieVerwaltungsgruppeninZukunft

nichtvomBürgermeisterundSt dtsenatsondernvomGemeinderatfest-¬
gesetzt.DieBestimmungüberdasKontrollamtundseineBerichterstatt
tungandenGemeinderatwirdausgestaltet.DasRechtdergewählten

Kösperschaften,denVoranschlagrechtzeitigzubekommen,wirderst
jetztfimiert.Eswirdausdrücklichfestgelegt,dassdieKompetenzen
desGemeinderatessichauchaufdieFondsderGemeindeerstrecken.
AuchdieBestimmungüberdieWertgrenzenbedeutetinWirklichkeit
eineErweiterungderKompetenzdesGemeinderatgegenüberderVor-¬
kriegszeit,daeineganzeReihevonDingen,dieunterdieseWert¬
grenzenbestimmungfallen ,weitübervalorisiertePreishaben.
Diesgilt . B.vonBauindexvondenPreisenderTextilienundeiner
ganzenReiheandererDinge,HinsichtlichderZuschusskreditepassensichdieBestimmangenderVorlagedemVerwaltungsentlastungsgesetz
desBundesanwobeiwirimGegensatzzumFinanzministerderMeinung
sind ,dassunterperüodischerBerichterstattungnichtblosseineein¬
maligeBerichterstattungimJahre ,sonderneinemehrmaligejenach
Bedarfzuverstehenist .AuchhierliegtkeineEinengungderKompe-¬
tenzderGemeindevor.EsistimIebrigenzubedenken,dassdie
grosseZahlvonKreditüberschreitungendiebeiderGemeindevorkommen.
sichlediglichausderungemeinexaktenBudgetierungergibt,dieaufdenSchillinggenauerfolgt.

Festgestelltmussfernerwerden ,dassdie Vorlagedie
KompetenzdesStadtsenatesnichteinengt. WasdieGemeinderatsaus¬

schüsseankngt,sobehaltensieihreKompetenzundStellungvoll
bei. NurdasRechtdesMagistratesgegenüberdenAusschüssenwird
etwaserweitert . BisherkonntederMagistrateinmaligeAusgaben
bis zu4000SchillingundwiederkehrendeAusgabenbis zu400
Schilling selbständigmachenDasheisst praktischhat derMagi¬
stastgarkeinRechtgehabtAusgabenzumachen.Nunmahrsolldie¬
ses Rechterweitert werden .In der ursprünglichVorlagewarendie¬
seWertgrenzenmit50. 000und5000Schillingfestgesetzt .DieKom¬
missionhatnun40. 000und4000Schillingvorgeschlagen.EinMin¬
derheitsantragverlangt10. 000und1000Schilling .EswirdSache
desLandtagesseineinenMittelwegzufinden .Vorallemabermuss
hervorgehobenwerden,dassessichdabeiniemalsumBeträgehan¬
delt ,diefür Dingeausgegebenwerden ,diederMagistratselbst
bestimmt.DasallessindAusgabenfürZwecke,dieindemvomGe¬
meinderatbewilligten Voranschlagenthalten sind .Es ist alsonur
eine Frageder DurchführungdesvomGemeinderatbeschlossenen
Voranschlages . Esbesteht da gegenüberdemBundeingrundlegender
Unterschied.WenndieRegierungvomNationalratdasBudgetbe¬
willigtbekommenhat ,dannkannsiemachenwassiewill .Nurder
Rechnungsabschlussist späterdemParlamentvorzulegen.Inder
WienerGemeindeverwaltungist esimmersogewesen,dassjedeSache
dieimBudgetenthaltenist ,nochje nachderKompetenzdieAus¬
schüsse ,denStadtsenatundnochmalsdenGemeinderatbeschäftigen

muss .

DerProporzbleibtüberallerhalten.DieZahlderAus¬
schussmandatebleibt unverändert ,obwohldie Zahl derGemeinde¬

ratsmandateimJahre1923von165auf120verringertwurde.Nur
beidenVizebürgermeisternwirdeineBestimmunggeändert ,BisherS
hat die zweitstärksteParteidenVizebürgermeistergestellt ,wenno
sie mindestens ein Drittel der Gemeinderatsmandate besass ;nunmehr
wirddiese ZahlmiteinemViertel festgesetzt .DasMisstrauensvo¬
tumist jetzt auf die amtsführendenStadträtebeschränktund
wird diese Zahl mit einemViertel ausgedehnt . Bishermussteder
Bezirksvorsteher Mitglied der Bezirksvertretung sein .Nunmehrsoll
eineBestimmungindieVerfassungkommen,nachderauchjemandBo-E
zirksvorsteher werden kann ,der nicht Mitglied der Bezirksvertretur S .

ist,er mussnurfümdieseKörperschaftwählbarsein ,wasbedingt,
dasserimBezirkwohnt.Schliesslichwirdnochbestimmt,dasswenn
einGemeinderatausderParteidieihnaufdieListegesetzthatE
sustritt ,er auch sein Mandat verliert .Das entspricht gewiss dem

WillenderWählerschaft.
DassinddiewichtigstenBestimmungendieserVorlage.Es

handelt sich keineswegsumdie LösungvonMachtproblemen,sondern
umdie Anpassungan die Bundesverfassung ' undan diepraktischen
Erfahrungender letzten acht Jahre .( LebhafterBeifall ) .

ZurGeneraldebattesinddieGemeinderäteKunschakund
Dr .Wagnervorgemerkt .

. R.Kunschakerklärt,dasserdemReferentenaufdemWeg
derBegründungderTrennungvonWienundNiederösterreichnicht
folgenkönne.NunmehrsolldurchdieBeseitigungdeserstenHaupt¬
stückesder Verfassungjede Erinnerungan die seinerzeit bestan¬S
denewirtschaftlicheInterssengemeinschaftderStadtWienunddes
flachenLandesausdenGesetzenderStadtWienausgetilgtwerden
Die Schwierigkeiten können keineswegs von der Art sein ,dass sieg .

dasVerhältnisunmöglichmachenSolcheSchwierigkeitenmüssen
überwundenwerden .Freilich ,wennhiezuderWillefehlt ,dannbekom¬
mendieseSchwierigkeitenzwingendeKraft .UndandiesemWillenhat?
es gefehlt . Massgebendwardie AufrichtungeinesuneingeschränktenGründe für dieMachtbereichesder Stadt Wien .Die/Trennungausxchliesslichauf2

sindpolitischemaufnacktemparteipolitoschenGebietzu suchen .Wir
habendamalsmitaller EntschiedenheitgegendieseTrennungStel-¬
lunggenommenWaswirseitdieserZeiterfahrenhaben,gibtuns
keineswegsdieBerechtigungvonunseremdamalseingenommenSZand¬punktabzugehen.ImGegenteilDieseErfahrungenbestätigenwie
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DritterBogen.
Wennmandie Frageder LoslösungWiensvonNiederösterreich
wirtschaftspolitisch betrachtet,muss man sich gestehen ,dass die

Lostrennungfür Wienundfür das Landeine schwereSchädigungbe- ¬
deutet ,Schonlangevorder Trennungwurdein der Agitationdie
Frage ventiliert ,dass Wiendie Melkkuhfür das flache Landsei .

SolcheFragen ,wie das Verhältnis der Stadt zumflachen Land ,lassen
sich aber mit demBleistift nicht festlegen Entscheidendist
diehistorischeEntwicklung,dieineinemsehrhohenBradefürdie
GestaltungderjeweiligenVerhältnissebestimmendist .Wienist

mit demflachen Landein einer tausendjährigenGeschichteaufgewach

sen,esist mitdemflachenLandtausendfältigverbundenDieseWerte
kannmanrechnerischnichterfassen .EssindWertevongrössterkul
tureller und geistiger Bedeutung ,die man ungetraft nicht zerstören

darf .DasgleichegiltauchfürdiewirtschaftlichenBeziehungen.
DiescheinbargrossenAufwendungenderStadtfürdasflacheLand
warenkeine verlorene Aufwendungen ,denn sie habenrückstrahlend
wieder befruchtend gewirkt ,DemErsparniskonto Wienssteht einBelas

tungskonto gegenüberDie Irrenpflege war eine Sache des LandesNie- ¬

derösterreich,alleAusgaben trugdasBudgetdasLandes.
WasdasLandaufdemGebietederIrrenpflegebegründetundgeleistet
hat,ist heutenocheinestolzeEinrichtungderStadtWien .Auchauf
demGebietederKrankenpflegeist dasZentralkinderheiminGersthof

was
ein Zeuge ,das Landgeleistet hat .Wienhat es also nicht zube¬

reuen ,einmalmit emVerbandedes Landesgestandenzu sein .Diese

Beispieleerinnernunsdaran ,dasswireinwertvollesErbeausder
gemeinsamenVerwaltungvonStadtundLandangetretenhaben .Auch
vomStandpunktderApprovisionierungist dasengsteZusammenwirken
vonStadtundLandgeradezueinGebot ,DasflacheLandmitseinen
Milch-undKornkammernundmitseinenViehbeständenist dieunmit-¬
telbare Gewährleistungfür die Versorgungder Stadt WienWenndie

StadtWieningemeinsamerVerwaltunggrosseBeträgefürdieHebung
derViehzuchtundderMiclproduktionaufgewendethat ,sohabensich
dieseBeträgebeiderApprovisionierungwiederreichlichstgelohnt.
Sieselbsthabenja auchdieLandeundforsöwirtschaftlicheBe¬
triebsgesellschaftgegroündet ,umder Approvisionierungdienenzu

schon
können.WennmannunauchvomFremdenverkehrspricht,soklingtes/
wieeinePhrase,wennmanbehauptet,dassdienotwendigeVoraussetzung
füreinenFremdenterkehrgutgepflegteStrassensind .DerFremdenver-¬
kehrnimmtzuundFremdekommenauchmitAutomobilennachWien.Im
InteressederStadtsindnunfüreinenFremdenverkehrguteStrassen
notwendig.Nunist esabernichtzuverwundern ,dassdieFremdenvon
WiendurchschlechteStrassenabgehaltenwerden,ImfrüherenBudget
warenimmergrosseBeträgefürdieStrassenerhaltunginkameriert
gewesen,daherwaresauchmöglich,aufdemflachenLandeschöneStras¬
senzubauen .Vondemfinanziellviel schwächerenLandeNiederöster-¬
reichkannmannunnichtverlangen,dieStrassensoinstandzusetzen,
wieesdasInteresseWienserfordert.Ichbinüberzeugt,dassSietrotz
derTrennungvonStadtundLandnochdazukommenwerden,mitdemLande
wegenderStrassenerhaltungeineGemeinsamkeiteinzugehen.Der
schlimmstePunktjedochin der Frageder Trennungliegt auf demGebie-¬

tederpolitischenRechtspflege,SiehabeneinselbstständigesGebilde
miteinereigenenRechtspflegeaufgerichtet,dasinOesterreichein

Unikumist .DiepolitischeRechtspflegeistaufzweiInstanzenaufge-¬
baut .Diepolitische BehördeersterInstanz ,dasist derMa¬
gistrat oder der Bezirkshauptmann ,und die politische Behördezweiter

Instanz ,das ist der Landeshauptmannoden die Landesregierung ,diese

zweiInstanzenunterscheidensichsonstdarin ,dasseskeinePersonal-¬
uniongibtunddassihreOrganevoneinanderunabhängigsindAuchder
WienerBevölkerungsind nachder Verfassungder Republikdie zweiIn- ¬
stanzengewährtEinBürgerderStadtWienhat ,wenner sichbeschwert
fühlt ,dasRecht ,gegendenMagistratzurekurieren .Daist abernun
nicht mehr der Magistratsdirektor eben der Magistratsdirektor ,sondern

derLandesamtsdirektor.DerLandesamtsdirektorHartlsoll nunprüfen,
obderMagistratsdirektorHartlzuRechtentschiedenhat .Hartlwird
aberHartlnieinsUnrechtsetzen .DiezweiInstanzen,diefürdieRecht
sicherheitsorgensollen ,sindso eineFarsegeworden.
Dasselbegilt vomBürgermeisterMeistbedarf es sehr starkerArgumer
te die von aussen kommen ,damit der Landeshauptmannanders ent

scheidet als der Bürgermeister .DieganzeKonstruktiondieWien
alsStadtundalsLandhat ,diedieBehördenalsBehördenI .und

- ,Instanzhabenhateineganzunhaltbareundwirklichunerträg-¬
licheSituationgeschaffen(LebhafterBeifallbeiderMünderteit )
Dasselbegilt bezüglichderVerwaltungderSchule ,woBezirksund
LandesschulratineineKorporationzusammengelegtwurdenAuchhier
bestehtRechtverweigerungSiehabenanlässlichderSchaffungder
Verfassungüberheblichvonder Autokratieder früherenVerwwltung
gesprochen und erklärt ,dass an ihre Stelle dieallesdurchdringende

Demokratietreten werdeIhreHandlungenundauchdieVerfassungsän¬
derunglässtabererkennen,dassSieaneinerwirklichdemokratische
FührungkeinInteressemehrbekunden.NachdererstenVorlagehabenzehnfache

Sieeine/ErhöhungderKompetenzdesMagistratesbeantragt ,wasin
WirklichkeiteineVerzehnfachungderMachtdesamtsführendenStadt-¬
rates bedeutet ,der auf denMagistratimmerdenentsprechenden
Druckausübenkann ,NachdemValorisierungsschlüsselvon15,000
dürftenSiedieKompetenzdesMagistratesnurmitzehntausend
Schillinggegrenzen ,währendSie sie mit10000Schillingbegrenzen
In einer geordnetenVerwaltungwürdedie Kompetenzfragekeinesol¬
che Rolle spielen ,aber von einer geordneten Verwaltung kannbei

IhnenkeineRedeseinWiesehrunserMisstrauenberechtigtist ,
beweistdieTatsache,dasstrotzallerKompetenzbestimmungender

AusschussVinganzkompetenzwidrigerWeiseHaftungserklärungenim
NamenderGemeindebeschlossenhat(Hört!Hört!)unddassderselbe
AusschusseinenMonatbevorderGemeinderateinenKreditvon700.00
SchillingfürdieAusgestaltungdesWilhelminenbergsgescgäossen
hat gegenalle Kompetenzbestimmungeneinen Kredit von164,000
Schilling für diesen Zweckbewilligte ( Hört ! Hörtrurebei derMinder- ¬
heit ) .Stadtrat Kunschakwendet sich gegen die BehauptungdesBe- ¬

richterstatters ,dassdieRechtederMinderheiteineErweiterung
erfahrenhaben,indemervinsbesondereaufdieBehantlungdesVizebür
germeisters hinweist ,Sein Stellvertretungsrecht für denBürgermeis

terimStadtsenatist nichtgesichert,daauchderStadtratden
Bürgermeistervertretenkann.DerVizebürgermeisterhatüberhaupt
keineFunktion ,er ist lediglicheinTitekträger .DassinZukufft
dieOppositionstatt einViertelderMandateeinDrittelhaben
mussumdenVizebürgermeisterzu bestellen ,ist eineVerschlechteg¬
ung der Stellung derOpposition .



Vierter
GemeinderatKunschakkommtsodannauf dieZeitungs-¬

n achrichtenzu sprechenwonachgegendenGemeinderatKohlvomGe
richt ein Auslieferungsbegehrenan denLandtaggestelltwurde,
weil er des Amtsmissbrauches und der Bestechung bezichtigt wird .

EswirdauchdavongesprochenmdassdiesesAuslieferungsbegehren
in den Jahren 1923und 1927erneuert wordenist ,Wasist davorge- ¬

gangen ? Esbleibt nichts anderes übrig als die Annahme ,dassder
Akt in demdas Auslieferungsbegehrengestellt wird ,wiederholtdem
ImmunitätskollegiumunddemLandtagvorenthalten ,dassheisstun- ¬
terüchlagenwordenist .(LebhafteHört !HörtrufebeiderOpposition).

WirforderndenLandtagspräsidentenaufmitzuteilen ,wersichdiese
Unterschlagunghatzuschuldenkommenlassen.

GR .Kunschakerinnert sodannan seine in der letzten Ge¬

meinderatssitzung aufgestellte Behauptung ,dass gerichtlich ver - ¬
urteilte Verbrechervonder WienerLandesregierungeinenAufschub

erfahren .BürgermeisterSeitz :GerichtlichAbgeschaffte!)Dashaben
Sie zu vertreten .Ich habenur zu vortreten ,wasich behauptethabe .

Damichder HerrBürgermeisterdes GelöbnissesderVerschwmegen-¬
heit enthobenhat ,stelle ichfolgendesfest :Gegeneinengewissen
E .K .KaufmannvomLandesgerichtWienI am19 ,August1927wegenVer-¬

brechens des Betruges zu 10 Monaten schweren Kerkers verurteilt ,
wurdedie Ausweisungvon der WienerPolizei verfügt und durchEr

lass des Lardeshauptmannesaufgehoben( Hört ! Hört ! beiderMinderheit )
. . imJahre 1926 zu 1o Tagen Arrest wegenUebertretung desDieb¬

wegenstähls ,vomPandesgerichtein Wienzu dreiMonaten
Verbrechene der öffentlichen Gewalttätigkeit ,ferner wegenDieb¬

stahlszu18StundenArrestverurteiltDemMannwurdeeinAuf-¬
schubderAusweisungauf6 Monatebewilligt .WährenddieserZeithat
er das Verbrechen der schweren körperlichen Schädigung begangen

undwurdeam9,März1928zu8 MonatenschwerenKerkersundweil
die AusweisungdurchdenLandeshauptmannbehobenwordenwar ,vom
GerichtzurLandesverweisungverurteilt( Hört!Hört!beiderMinder-¬
heit ) .Der Hilfsarbaiter E .K,vomLandesgericht Wienim Jahre1920
wegenDiebstahlzuzweiMonatenschwerenKerers ,indemselben
JahrevomBezirksgerichtPurkersdorfwegenDiebstahlzu2hStun
den Arrest ,im Jahre 1922vomLandesgericht W :an wegenVerbre¬
chens der öffentlichen Gewalttätigkeit zu drei Monatenschweren
Kerkers ,imJhre1926vomBezirksgerichtFlor :dsdorfwegen
körperlichenVerletzungzu 28 StundenArrest ,am2 )August1927
wegenVerbrechensderöffentlichenGewalttätigkeitzu6Monaten
schwerenKerkersverurteilt ,VonderWienerLandesregierungwurde
diepolizeilicheAusweisungaufdieDauerneinesJahressistiert
( LebhafteHört! Hörtrufebei der Minderheit ) ,DerFleischhauer-¬
gehilfeI .P .wurde1913wurdeimJahre1913und1920zuje
hTagenArrestwegenDiebstahltimJahre1914wegenöffentliche
Gewalttätigkeitzu3MonatenschwerenKerkers,indenJahren
1925und1926dreimalwegenkörperlichenBeschädigungzuje24

StundenArrest ,imJahre1926wegenVerbrechensderschwerenkör-¬
perlichenBeschädigungzu15MonatenschwerenKerkersverurteilt.
DieAusweisungderPolizeiwurdeauf6Monateaufgehoben(Hört!
Hört !bei der Minderheit ) ,DieFrauE .P .1906zuvierMonaten ,
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1917zu6 Momaten,1927zu6MonatenschwerenKerkersverur¬
teilt ,Ihr wurdeein unbefristeterAufschubderAusweisungbe¬
willigt(LebhafteHört !HörtrufebeiderMinderheit),DerFuhr¬
mannG .G ,wurde1922wegenkörperlichenBeschädigungzu24
StundenArrest ,1911wegenBetrugszuIh .TagenKerkers,wegen
Diebstahlszuh MonatenschwerenKerkers ,1921wegenDiebstahls
zu 6 Monatenschweren Kerkers und zu 18 Stunden Arrest wegen

Falschmeldung,1926zu2 JahrenschwerenKerkerswegenDiebstahls
verurteilt Die Ausweisungder Polizei wurdeauf 6 Monatesis - ¬
tierG ( HörtHört !bei der Minderheit ) .Der Maurergehilfe . H,wurde

imJahre 192hzu 1 )StundenArrest ,in denJahren1925zueinem
MonatschwerenKerkersimJahre1926einmalzuzweiMonatenund
einmal zuvier MonatenschwerenKerkers jedesmal wegenUnzucht
widerdie Naturverurteilt .SeineAusweisungausWienwurdeauf
6Monatesistiert ,InnerhalbdieserFristidtderMannjeuerlich
vomLandesgerichtWienwegendesgleichenDeliktszu 9Monaten
schweren Kerkers verurteilt worden ( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei der

Minderheit),DerMaurergehilfeI,K .1897wegenBeschädigungfremder
Eigentumszu12TagenAprests ,1898zu8 MonatenschwerenKerkers
wegenDlebstahls,1902zu6MonatenschwerenKerkerswegenöffent-¬
licher Gewalttätigkeit ,19chzu einer Wochestrengen Arrestsund
dannzu 3 TagenstrengenArrets ,1906zu lo Monatenschweran
Kerkers ,1911zueinerWocheAprest ,1926zu5 Monatenschweren
KerkersimmerwegenDiebstahlsverurteilt ,dieAusweisungder
Polizeiwurdeauf6Monatesistiert( Hört! Hört !beiderMinderheit
DerKutscherF .L .1908zu 2h SfundenArrest ,1919zu hMonaten

schwerenKerkersundzu3TagenstrengenArrests,1921zu6Wochen
schwerenKerkersundzu einemMontschwerenKerkers ,1922zu5

MonatenhwerenKerkers ,1927zu2 MonatenschwerenKerkers,
immerwegenDiebstahlsverinrteiltDiepolizeilicheAusweisung
wurdevonder WienerLandesregierungauf ein Jahr sistiert ( Lebh

hafteHört !HörtrufebeiderMinderheit) ,Dasist nureinganz
kleindr Ausschnitt ,die Zahl der Fälle ist umeinVielfaches

grösser .
SozialeMotivewieimmergesagtwird ,könnenbeisolchenLeuten,
die Gewohnheitsverbrechersind ,keine Rolle spielen .Auchdiese

Tatsachebeweist,wieberechtigtunserMisstrauengegenIhreVer
waltungistAendernSiedieGemeindeverfassungwieSieglauben,
wir lehnende Verantwortungdafürab ( LebhafterBeifall undHände-¬
klatschenbei derMinderheit).

KeineErhöhungdesStrassenbahnfahrpreises .IneineramDienstag
inWähringabgehaltenenWählerversammlung,teilteStadtratKunschak
mit ,dass nach der Wahlaucheine Erhöhungdes Tramwaytarifeskommen

wird .DieseErhöhung,sagteStadtratKunschak,ist bereitsvor
bereitet.DieDirektionderstädtischenStrassenbahnenteiltdazu
mit ,dasskeinerleiErhöhungdesTgamwaytarifesvorbereitetist
DieBehauptungendesStadtratesKunschaksindvollständigausder
Luftgegriffen .

KeineSprechstundebeiStadtratLinder.MorgenDonnerstagentfällt
wegendienstlignerVerhinderungdieSprechstundebeimamtsführenden
StadtratJuliusLinder.



Fünfter Bogen
BürgermelsterSeitzerwidertnunwfortaufdieletzten Mehrheitklarhervorgehe.WiedieSozialdemokratenaufallenGebie-¬

AusführungendesStadtratesKunschakStadtratKunschaksagtBür tenihrursprünglichesProgrammverleugnen,sotunsieesauchaufd
germeister Seitz hat schon in der letzten Sitzung beanständet demGebietederDemokratie.EinmalhabenSiedenKampfgegendenso¬
dassgerichtlichabgestrafteMenschenvonderWienerLandesregierurgenanntenkontrollosenStadtratgeführt,obwohlinWirklichkeit
eine AufenthaltsbewilligungbekommenIch habeschondamalsfest
gestellt ,dassesausgeschlossenistdassderLandeshauptmannoder
die LandesregierungeinemgerichtlichLandesverwieseneneineAuf
enthaltsbewilligunggibtStadtratKunschakhatauchbeanständet,
dassMenschen,dievonderPolizeiabgeschafftwerdenvonderLan
desregierungeineAufenthaltsbewilligungbekommenGegendiePoli-¬
zeiverfügungkannderRekursandieLandesregierungergriffenwer
denDieLandesregierungüberprüftdenFallundsiekannalsdie
zuletztentscheidendeBehördedieVollstreckungderAbschaffung
vonInländernaufschieben.
DerAbgeschafftekenntoftgarnichtseineHeimatsgemeinde.Erist
nurformaldorthinzuständigWenner alsoseinerHeimatgemeinde
übergebenwird ,wergibt ihmdort Arbeit ?Ermusszu einemDorflum

penwerdener fällt immertieferinsVerbrechen.Daszubewerkstelli¬
gendazuhabeich nicht das Herz .ZurEhreder Polizei mussichauch
sagendassauchsie in vielenFällendie VollstreckungihrerAb
schaffungsentscheidungen ebenso aufschiebt wie die Landesregierung

beivielenFällen,mitdenensiebefasstist .(BeifallbeiderMehr-¬
heitundRufegegendieMinderheit(Hängechristen).

. . Dr.Wagner( . . )polemisiertgegendieTrennungvon
Wien und Niederösterreich . Esbestehe eine innige Schicksalver¬

bundenheitzwischenWienundNiederösterreich .Wirrechnen ,sagte
GemeinderatDr .Wagner ,mit der Wiederkehrder Vernunftundhoffen
aufbeineWiedervereinigungderStadtWienmitdemLandNieder¬
österreich .In der Gemeindeherrschenheutedie achtamtsführenden
Stadträte unumschränkt .Nicht der Gemeinderathat zuentscheiden ,
sondern das Kollegium der amtsführenden Stadträte ,der sogenannte
Amtsrat .Das ist die entscheidende Körperschaft ,die Gemeinderäte

können in irgend einem Winkel irgend eines Ausschussessitzen .
In Wirklichkeit sind die acht amtsführendenStadträte dieHerren
über die Stadt und dasBudget .

DiebestimmungüberdieZuschusskrediteunddieBestimmungdass
alle VierteljahreeinSerihtvorzulegenist wirdnurzurFolge
haben ,dassderGemeinderstalleVierteljahreeineBudgetdebatte
wirdabführenmüssenDakannmanvoneinerVereinfachungnicht
sprechen.Wenndie"ehrheitandenWertgrenzendes§110festhält ,
stehenwirderAusführungdesGesetzesmitmdemallergrössgenMiss
trauen gegenüber ,EinemMagistrat darf niemalseinsoweitgehendes
Ausgabenrechteingeräumtwerden .DieVorschrift ,dass zurBehena
lungdesVoranschlagesunddesRechnungsabschlussesFinanzausschuss
undStadtsenatgemeinsamsollenzusammentretenkönnnaber ,wenn
sienichteinerMeinungsind ,getrenntzuberichtenhaben,istein
verfassungsrechtlichesUnikum,Dr .Wagnererklärtschliesslich ,seine
Partei würde ,wennihremBedenkenbezüglichdes § 110Rechnung
getragen würde ,zwarnochimmernicht der Meinungsein ,dassdie
MehrheitdieVorlagemache,umOrdnungzuschaffenundeineVerein
fachungherbeizuführen,siewürdeaberdanndochannehmenkönnen,
dassdieVorlagenichtsosehrgegendieOpposiitiongerichtetsei.
( Beifallbei der . . ) GR

GR.Angermayer( E. . )wendetsichgegendieBehauptung
desBerichterstatters,dassdieVorlagekeineEinschränkungder
Demokratiebedeute,indemeraufdenMagistdatsentwurfhinweist,

derdereineVerhöhungderDemokratieseiundausdemdieAbsicht

seinerzeit Dr .LuegerIhneneine AnzahlvonMandatenangetragenhat ,
deren Zahl den Sozialdemokraten aber zu gering war .DieSozialdemo

kratennhabenimmerverlangt ,die Sitzungendes Stadtratessollen
öffentlichesein ,heuteist esabernurmitMüheundunterAufwen
dungderganzenEnergiederOppositiongelungenzuerreichen ,dass
die Sitzungendes Stadtsenatesnichtvertraulichsind.
WennesnachdenWünschenderMehreheitgegangenwäre ,wäredieKom¬
petenzdes Gemeinderatesinkeiner Beziehungerweitert worden .Die
Bestimmungüberdie ZuschusskreditebedeuteteinearpBeschneidung
der RechtedesGemeinderates,Imganzenruft die VorlagedasGefühl
hervor ,dassdieBürokratieaufKostenderfreigewähltenMandatare
gestärktwerden ,soll .AufdiesemWegekönnenwirIhnennichtfolgen
(LebhafterBeifallbeider. . ).

BerichterstatterDr.DannebergstelltinseinemSchluss¬
wortzurGeneraldebattefest ,dassinderDebatteseineeingangs
gemachtenAusführungenüberdieTrennungderStadtWienvomLande
Niederösterreichnichtwiderlegtwordenseien,insbesonderenicht
derUmstand,dassdasLand,wieesfrüherbestandenhat ,unterden
heutigenUmständenpolitischgünzlichexistenzunfähiggewordenwäre,
UebrigenswardamalsderWille,dieTrennungherbeizuführensowohl.
aufSeitederSozialdemokratenwieaufSeitederChristlichsozialen
vorhandenDieTrennungistzuerstimBundesverfassungsgesetzausge-¬
sprochnwordenwörüberbekanntlichDr.SeipelBerichterstattethat.
Esistrichtig ,dassdieTrennungkeineErsparnisfürWienbedeutet.
WienhatjaalsLanddieselbenAufgabenzuerfüllenwiealleanderen
Länder.DieKostenfürdieLandesverwaltungsindinmancherBeziehung
weithöheralsdieandererLändersoinderIrrenpflege,inderStras
sensäuberungusw ,undesist daherhöchstbedauerlich ,dassesWiener

Abgeordnetegibt ,dieinderFragederAbgabemteilungeinenStandpunkt
einnehmen,derdenInteressenWiensschnurstrakswiderspricht.Dr.
DannebergwiderlegtsodanndieBehauptungdesGemeinderatesKunschak,
dassderBevölkerungderInstanzenzugdurchdieTrennungweggenommen
wordenseigindemeraufdieBestimmungderVerfassunghinweist,wonachit
niemaldderselbeBeamteeinerSacheinzweiInstanzenbefasstwer-¬
dendarf ,jawonachderBürgermeistersogarAkten,indenenerinder

erufenwerdenkann ,in derers
tenInstanznichtansichziehendarf.ImUebrigensindauchindenan
derenLänderndieBezirkshauptleuteseitdemJahre1925demLande
unterstellt.WiesahrLandesbehördenundLandesregierungbemühtsind

ällenobjektivzuurteilen,gehtdaraushervor,dassinden14. 234Straf
diederMagistratimordentlichenVerfahreninersterInstanzverhän
hat,in11.742FällenkeineBerufungergriffenwordenist ,dassvonde
2492BerufungennichteinmaldieHälfte,nämlich109hvollinhaltl.
bestätigtwordenmiteinerHerabsetzungderStrafe887Fällebe
stätigt,183Fällenbehobenund328FälleinderSchuldfragebestätig
aberdieStrafevollnachgesehenwordenist .Darausergibtsich,dass
wirklicheinegewissenhaftePrüfungbeiderLandesregierungstattfin
det.WeiterssindindenJahren1921bis1926311BeschwerdenbeimVe
waltungsgerichtsheferhobenworden,vondenen256abgewiesenwurden
währendnur55stattgegebenwurde(LebhafteHört!Hörtrufebeider



Sechster Bogen
Mehrheit) .Wirsindüberzeugt,dassdasVerhältnisin denanderen
Ländernungünstigerist .

GR.Dr .Kolassa( E. . ) :InteressanterwärendieZiffern
nichtbei denStraffällen ,sondernauf gewerberechtlichemGebiet!

BürgermeisterSeitz :Dazeigtsichganzgenaudasselbe
günstigeBild!

GR.Dr.Danneberg:GemeinderatKunschakhatzweiFälle
dafür angeführt ,dass die Verwaltungin Wiennicht geordnetist ,Was
den einen Fall betreffend den Wilhelminenbergbetrifft ,kannes
sichnurdarumhandeln,dasseineSache ,dienachderVerfassung
inzweiAusschüssenzulaufenhat,indemeinenAusschussvielleicht
durcheinVersehenangefangenwordenist,eheeineEntscheidung
desanderenAusschussesgetroffenwordenist ,Dasist wederein
VerfassungsbruchnocheinVerbrechen.Zudemhates sichumein
Stückgehandelt ,überdasderBürgermeistereineVerfügungnaches sich
§ 96 getroffenhat ,Manmüsse/überlegen ,ehe maneinensolchenVor-¬
wurferhebt .Wasdie AusstellungderHaftungserklärungdurchden
AusschussVbetrifft,sohatderAusschussetwasgetan,wasseiner
Kompetenznicht entspricht .AufGrunddieses Vorfallesist DamMa¬

sonêt
gistrat eine Untersuchungeingeleitet ,es ist aber keineinziger
FalleinersolchenKompetenzüberschreitungfestgestelltworden.Der
FinanzreferentselbsthatdiesenVorfallgerügtundeineRügeistim
auchMagistratausgesprochenwordenBezüglichderbeanständeten
EinschränkungdesGemeinderzteserklärtDr .Danneberg,dassvorder
ReformimJahre 1919der Magistratalle Machtgehabthat underst
die ReformimJahre1919denGemeinderatEinblickin dieGeschäfte
gegebenhat ,Dassdie amtsführendenStadträte einer Parteientnommen

sind ,ist eine grundsätzliche Frage Herr Stadtrat Kunschakhat
mirvorgeworfen,dassichdenImmunitätsaktdesGemeinderatesKohl
unterschlagenhabeDarüberist folgendeszusagen :AlsimJahre
1920der Landtaggeschaffenwurde ,wobeiaucheinImmunitätskollegiw
vorgesehenwordenwar ,wurdeeineParteivereinbarungbeschlossen,
nachderdieAktewegeneinerAuslieferungdemImmunitätskollegium
übergebenwerdensollenWennSiemitderPolitikimZusammenhang
stünden,solltenSieablehnendbehandeltwerdenunddaswarin
WirklichkeitsodassdieAkteeinfachliegenblieben.AuchimNatio¬
nalratwaresseit1919nureinmalderFall ,dasseineAbweisung
imPlenumentschiedenwurdeDieseBehandlungwarauchsoimWiener

98
Landtag.BeidenAktenhattesichnichtnursozialdemokratischeGe-¬
meinderätegehandelt.DerAktKohlist genausobehandeltworden.
ErwurdedemObmanndesImmunitätskolegiumsDr .Scheuübergeben.
DerAktwurdedannam12,April1923aufdieTagesordnunggesetztund
einBerichterstatterbestimmt,AlsderLandtagimOktober1923aus-¬
einanderging,hatderdamaligeObmannDr .ScheudenAktdemMagis-¬
tratspräsiddumübergeben,NachdenWahlenimJahre1923habenwirwieder

danneinepolitischeVeminbarungbeschlossen,beiAngelegenheiten,
diemitderPolitiknichtszutunhaben,nichtauszuliefern,Sisind
nachdenWahlen1923nichtnurderAktKohl,sondernauchalleübrige
Aktebehandeltworden.EineBehandlungderAktehatnurdannstatt-¬
gefunden ,wenndie AngelegenheitmitdemGemeinderatsmandatnichts

zutunhat. Von1922bis1927habensichso23Fälleergeben.12be
trafen sozialdemokratische ,2 sionistischeund9christlichsoziale
Gemeinderäte.WennnundieseBehandlung ,dievereinbartwurde,abge-¬
ändertwerdensoll ,kanneineneueParteienvereinbarunggetroffen
werden .gehtabernicht an trotz einer bestehendenVereinbarung
AngriffeaufdenLandtagspräsidentenzumachen.Ichmussdaherdiese
Angriffezurückweisen ,GemeinderatKohlwarVossitzendereinerZu-¬
wisungskommissionaufderLandstrasse.DaderVorsitzendeeinersolche
ZuweisungskommissionnureinGemeinderatseinkonnte ,wardie
AusühungdieserFunktionebenmitdemGemeinderatsmandatverbunden,
DawurdeaufderLandstrasseeineWohnungangefordert ,weildieWoh¬
nungsinhaberingestorbenwar .DieWohnunghat abernichtKohl ,sondern
einBeamterdesWohnungsamtesangefordert.GegendieAnforderungwur¬
deEinsprucherhobenDieZuweisungskommissionbeschloss,dieWohnung
einemWohnungswerberzuzuweisen.DessenQualifikationwargegeben,es
wareinalterMannmitFrauundvierKindern,diefrüheralsUntermie-¬
ter in einemkleinen Zimmergewohnthaben ,Gegendie Zuweisungwurde

ebanfallsEinsprucherhoben,derEinspruchabervomMietsenatagge
wiesen.EinzweiterEinspruchwurdegegendieAnforderungerhoben.
DerEinspruchwurdeverhandelt,einneuerAnforderungsgrundfestgestel
unddieVerhandlungvertagtNachMonatenist esdannwiederzueiner
VerhandlunggekommenunddabeiwurdedemEinspruchgegendieAnfor-¬

derungwegenLeerstehungderWohnungstattgegeben ,demEinspruchge
gendieAnforderungwegenNichtbenützungaberaggewiesen,Nunwardie
Wohnungrechtskräftigangefordert.DieZuweisungabermussteformell
nunwegenNichtbenützungerfolgen .Wasist nundasVerbrechenKohls?

ErhatderVerhandlungdesMietsenatesbeigewohntunddreiWochen
nachherdemWohnungskommissärgesagt,dassdieWohnungszuweisungvom
Mietsenatbestätigtwordenist .DassistkeinMissbrauchderAmtsge-¬
waltundauchkeinVerbrechen,Späterist einFehlergeschehen.Dieneu-¬
erlicheZuweisung,dieausformalenGründennotwendigwær,istdurch
denWohnungskommissärerfolgt,stattbeschlossenzuwerden,Dannhat
sichdiegemeinderätlicheKommissionmitdemAktbeschäftigt,weildie
alteUntermieterinmitdemneuenMietereinenStreikhatte .Eswurde
entschieden,dassdiealteUntermieterininderWohnungbleibenkann.
DannhatsichniemandmehrumdieSachegekümmert .
Esistselbstverständlich,dassGemeinderatKohlgegendasneue
WienerJournaldieKlageerhobenhat .DerLandtaghataberkeineUr¬
sache,sichmitderSachezubeschäftigen.(BeifallbeiderMehrheit)

DerLandtaggehtnunindieSpezialdebatteein .
ST. R.Kunschakerklärt,dassergegendenPräsidentenDannee

bergkeineBeschuldigungerhoben,sondernanihmnureineAnfrage
gestellthat .ErstellteinigeAnträge,dieerkurzbegründet,



ebenter Bogen

GR.Kunschakbeantragt,dass .diezweitstärkstePartei
beieinemDrittelderGemeinderatssitzeeineVizebürgermeister

stellebekommt,InderVorlagewirddieBesetzungderVizebürgermeis¬
terstelleerst beieinemViertelderGemeinderatsmandatezuerkannt,
Fernerbeantragter ,dassdasKontrollamtalljährlich überseine
WahrnehmungenimabgelaufenenGeschäftsjahrmindestensVierteljährig
demGemeinderatBericht zu erstatten hat .

GR.Dr.Kolassa( E. . )beantragt,dassindieVerfassung
dieBestimmungaufgenommenwerdensoll ,dass ,dieRechtederAnge
stellten ,derPensionsparteienundihrerHinterbliebenenunverletz-¬
lichsind .

GR.Huber( . L)beantragt ,dassKundmachungendesMagis¬
trates nichtnurvondenHauseigentümernin denHäusernanzuschlagen
sind,sondernauchvonderenBeauftragten.

GRGschladt( E. )beantragt,dassdarGemeinderatdenVor-¬
anschlagauchfür die in derVerwaltungderGemeindestehendenFonds
undAnstaltenfür jedes Verwaltungsjahrfestzustellen hat .DerGe

meinderatsollauchdiegehörigbelegtenJahresrechnungenüberdie
EinnahmenundAusgabenderGemeindeundihrerBetriebesowiesämt
liche in der Verwaltungder GemeindeestehendenFondsundAnstal
tenprüfunderledig

GR.Angermayer( E . )beantragt„dassdieKompetenzdesMa¬
gistrates,dienachderVorlagemitho ,000Schillingfüreinmalige
undmithoooSchillingfür wiederkehrendeAusgabenfestgesetztist ,
mit 10 . 000und1oooSchillingfestzusetzenist ,

GRNachtnebel( soz .dem. )beantragt,dieMagistratskompeten:
mit25. 000beziehungsweisemit2500Schillingfestzusetzen,ferner
dassdieperiodischeBerichterstattungüberdieZuschusskredite
überho .000SchillingperiodischdemGemeinderatvorzulegensind .Han¬
deltessichumUeberschreitungenvonwenigeralsho,o00Schilling.
soist dieZustimmungdesamtsführendenStadtratesfürFinanzwesan
einzuholen ,derdarüberdemFinanzausschussundStadtsenattzube¬
richtenhat ,Schliesslichstellt er denAntragdassdasKontrollamt
alljährlich demGemeinderatüber wichtigereWahrnehmungenzuberichten

hat .
GR,Stöger( E. . )sprichtseinBedauerndarüberaus ,dassdas

Rechtder Gemeindeverwaltung ,die Salvatormddaillezu verleihennunmehr

verschwindetDassistwesentlichaufdieReligionsfeindlichkeitder
Wehrheitzurückzuführen.

BeiderAbstimmungwirdderGesetzentwurfmitdenAnträgen
luberundNachtnebelzumBeschlusserhoben.DieübrigenAnträgewerden

abgglehnt .
SchlussderSitzung22°30Uhr.
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